
 

  

Liebe Standesbeamtinnen und Standesbeamte, 
liebe Kolleginnen und Kollegen in den unteren, oberen und 
obersten Aufsichten, 
 

heute dürfen Sie schon die dritte Auflage unseres Fachver-
bands-Blattls lesen. Langsam wird es also schon zur Gewohn-
heit, Informationen nur noch online zu bekommen. Vieles, 
was vor einem Jahr noch undenkbar schien, gehört jetzt 
schon fast zum täglichen Geschäft. Masken tragen, Ab-
stand halten und anstelle von Sitzungen werden aktuell im-
mer häufiger Online-Konferenzen abgehalten. 
 

Vielleicht haben Sie sich auch schon die Frage gestellt, wa-
rum der bayerische Fachverband keine „Online-Dienstbe-
sprechungen“ anbietet. Wir haben uns selbstverständlich 
auch über dieses Thema Gedanken gemacht, Modelle aus-
gearbeitet und wieder in den Papierkorb geworfen. Zu viele 
Unwägbarkeiten hängen damit zusammen. Um nur ein paar 
Überlegungen anzuführen: 

- Sind die Arbeitsplätze in den Büros tauglich für Online-Be-
sprechungen? Muss evtl. nachgerüstet werden? Wer 
trägt die Kosten? 

- Ist der Datenschutz gewährleistet? 
- Wie ist denn das Datennetz? Kann eine dauerhafte Ver-

bindung gesichert werden? 
 

All diese Überlegungen haben uns zu der Entscheidung ge-
bracht, dass wir Sie bis auf Weiteres mit unserem Fachver-
bands-Blattl versorgen. Wir glauben daran, unsere Dienstbe-
sprechungen bald wieder in gewohnter Form anbieten zu 
dürfen. 
 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen unserer Osteraus-
gabe und bleiben Sie „NEGATIV“. 
 

Herzliche Grüße, 
Ihr  

 
Mathias Müller 
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  den, vgl. auch A 5.2.1 PStG-VwV.  

Für Entscheidungen in Ehesachen, in denen 
das gerichtliche Verfahren erst nach Ablauf 
des Übergangszeitraums eingeleitet wurde, ist 
die Brüssel IIa-Verordnung nicht anwendbar. Es 
gelten die allgemeinen Anerkennungsregeln 
nach § 107 FamFG (siehe auch A 6.2.7 und A 
6.2.8 PStG-VwV). 

Auch Namensänderungen durch deed poll-Er-
klärungen, die ab 1. Januar 2021 erfolgten, fal-
len nicht mehr unter das unionsrechtliche An-
erkennungsgebot und können daher nicht 
über eine Erklärung nach Art. 48 EGBGB in den 
deutschen Rechtsbereich übertragen werden. 

Literaturhinweis: Dutta, Brexit und Standesamt: 
Ablauf des Übergangszeitraums, StAZ 2021, 66. 

 
Entgegennahme von Kirchenaustrittserklärun-
gen 

In seiner Information vom 15. März 2021 weist 
das BayStMI darauf hin, dass die Entgegen-
nahme von Kirchenaustrittserklärungen in Bay-
ern nicht den Standesbeamten vorbehalten ist. 
Die Entgegennahme der Kirchenaustrittserklä-
rung erfolgt durch das Standesamt. Das be-
deutet, dass auch Mitarbeitende des Standes-
amtes, die nicht Standesbeamte sind, eine Kir-
chenaustrittserklärung wirksam entgegenneh-
men können. Das Beurkundungsmonopol der 
Standesbeamten greift hier nicht, da es sich 
nicht um eine personenstandsrechtliche Auf-
gabe des Standesamtes handelt, sondern um 
eine landesrechtlich zugewiesene weitere Auf-
gabe (§ 1 Abs. 3 PStG). 

Die interne Zuständigkeit für die Entgegen-
nahme von Kirchenaustrittserklärungen kann 
für jedes Standesamt im Rahmen der jeweili-
gen Organisationsstruktur geregelt werden. 

 

Adoptionshilfe-Gesetz tritt in Kraft 

Das Gesetz zur Verbesserung der Hilfen für Fa-
milien bei Adoption – kurz: Adoptionshilfe-Ge-
setz – vom 12. Februar 2021 wurde mittlerweile 
im Bundesgesetzblatt veröffentlicht und tritt am 
1. April 2021 in Kraft. Von den Änderungen im 
Adoptionsvermittlungsgesetz (AdVermiG) und 
im Adoptionswirkungsgesetz (AdWirkG) sind 
auch die internationalen Adoptionen betrof-
fen.  

Auslandsadoptionen ohne Begleitung durch 
eine  Adoptionsvermittlungsstelle    sind   künftig 

Wartezeiten bei der Ausstellung von Signatur-
karten 

In den vergangenen Wochen haben uns von 
verschiedenen Standesämtern Informationen 
erreicht, wonach es bei der Ausstellung von 
Signaturkarten derzeit zu deutlichen Verzöge-
rungen kommt. Wartezeiten von zwei Monaten 
und mehr sind offenbar keine Seltenheit. Zu 
den Hintergründen liegen uns Informationen 
vor, dass die Verzögerungen offenbar mit einer 
sehr aufwändigen Programmumstellung und 
ausdrücklich nicht mit der Corona-Pandemie 
zusammenhängen. In der Praxis hat dies bei ei-
nigen Standesämtern bereits dazu geführt, 
dass Kolleginnen und Kollegen mangels Signa-
turkarte in den elektronischen Registern nicht 
beurkunden konnten. Wir empfehlen deshalb, 
Signaturkarten möglichst frühzeitig zu beantra-
gen.  

 

Auswirkungen des „Brexit“ 

Zum 31. Januar 2020 ist das Vereinigte König-
reich aus der EU ausgetreten. Damit ist es seit 1. 
Februar 2020 kein Mitgliedsstaat der Europäi-
schen Union mehr, sondern ein sogenannter 
„Drittstaat“. Nachdem auch der im Austrittsab-
kommen vereinbarte Übergangszeitraum am 
31. Dezember 2020 endete, ergeben sich ab 1. 
Januar 2021 unmittelbare Auswirkungen auch 
im Bereich des Personenstandsrechts.  
 

 
 

Die EU-Apostillen-Verordnung ist ab diesem 
Zeitpunkt nicht mehr anwendbar. Abzustellen 
ist dabei auf den Zeitpunkt, in dem die Urkunde 
vorgelegt wird, unabhängig von ihrem Ausstel-
lungsdatum (vgl. Schreiben des Bundesamtes 
für Justiz vom 13. Januar 2021). Es gilt nun wie-
der das Haager Apostille-Übereinkommen vom 
5. Oktober 1961. Sofern an der Echtheit einer 
Urkunde aus dem Vereinigten Königreich be-
rechtigte Zweifel bestehen, kann zu dieser Ur-
kunde die Vorlage einer Apostille verlangt wer- 
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2020 ihre Gebühren in US-$ an. Der Euro-Ge-
genwert wird mit 45 € angegeben. Die Ge-
bühr für die Legalisation einer Personen-
standsurkunde beträgt jedoch 25 €. 

 Der im Legalisationsvermerk bestätigte 
Name stimmt nicht mit dem des Unterzeich-
ners der Urkunde überein. Bei syrischen Ur-
kunden kommt hinzu, dass die Botschaft 
Beirut nicht die Unterschrift eines Mitarbei-
ters der Zivilregisterbehörde, sondern die 
des Beamten im syrischen Außenministe-
rium bestätigt. 

(Schreiben des BayStMI vom 7. Januar 2021, 
übersendet per E-Mail über den Verteiler der 
Regierung von Mittelfranken) 

 

Wussten Sie eigentlich, dass… 

…Sie auf unserer Homepage auch viele Pres-
seartikel zu aktuellen personenstandsrechtli-
chen Themen finden? Sie erreichen unsere 
Seite „Aus der Presse“ über folgenden Link: 
https://www.standesbeamte-bayern.de/aktu-
elles.  

 

 
 

Auch ältere Presseartikel sind dort über unser 
kleines Pressearchiv noch verfügbar. Schauen 
Sie doch bei Gelegenheit einmal dort vorbei. 

 

 
 

 

 
  

nicht mehr zulässig. Auslandsadoptionen, die in 
einem Vertragsstaat des Haager Übereinkom-
mens vom 29. Mai 1993 über den Schutz von 
Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Ge-
biet der internationalen Adoption durchge-
führt wurden, sind grundsätzlich weiterhin anzu-
erkennen, wenn eine entsprechende Beschei-
nigung nach Art. 23 des Übereinkommens vor-
gelegt wird. Sofern keine Bescheinigung vorge-
legt wird, ist ein Verfahren nach §§ 1, 2 Ad-
WirkG zur Anerkennung und Wirkungsfeststel-
lung künftig obligatorisch durchzuführen. Dies 
gilt zum einen für begleitete Adoptionen aus 
Nicht-Vertragsstaaten, zum anderen für beglei-
tete Verfahren aus Vertragsstaaten, wenn 
keine entsprechende Bescheinigung vorge-
legt wird.  

Auslandsadoptionen, die ohne Begleitung 
durch eine Adoptionsvermittlungsstelle durch-
geführt werden, können grundsätzlich nicht 
anerkannt werden. Für Konstellationen, in de-
nen das Kindeswohl eine Anerkennung erfor-
dert, gilt jedoch eine Härtefallklausel, die dem 
Gericht einen gewissen Entscheidungsspiel-
raum verschafft. Die neuen Regelungen gelten 
für Adoptionsverfahren, die ab dem 1. April 
2021 eingeleitet werden. 

 

Urkundenwesen Syrien – Gefälschte Legalisati-
onsvermerke 

 Das Auswärtige Amt 
teilt mit, dass bei der 
Deutschen Botschaft 
Beirut Fälschungen 
von Legalisationsver-
merken auf (mög-
licherweise ebenfalls 

ge- oder verfälschten) syrischen Personen-
standsurkunden aufgefallen sind. 

Diese sind wie folgt zu erkennen: 

 Legalisationsvermerke der Botschaft wer-
den als Klebeetiketten auf das Dokument 
aufgebracht. Dieses wird anschließend 
durch ein Dienstsiegel mit dem Dokument 
verbunden. Bei den gefälschten Dokumen-
ten werden Etikett und Dienstsiegel auf ein 
größeres Etikett kopiert, das dann auf die 
Urkunde geklebt wird. Bei genauem Hinse-
hen ist dies gut zu erkennen. 

 Auf den bisher festgestellten Fälschungen 
wurde eine Gebühr in LBP angegeben. Die 
Botschaft Beirut nimmt jedoch seit Februar 

https://www.standesbeamte-bayern.de/aktuelles.
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  Streichung des erläuternden Zusatzes als Be-
richtigung oder Fortführung? 

Das LG Bamberg hat in einem ungewöhnli-
chen Verfahren eine Entscheidung zur Fortfüh-
rung eines Geburtenregisters getroffen. Im Te-
nor der Entscheidung bestimmt das Gericht, 
dass die Streichung des erläuternden Zusatzes 
über die nicht nachgewiesene Identität bzw. 
Namensführung der Eltern und des Kindes nicht 
als Berichtigung, sondern als Folgebeurkun-
dung zu sehen sei. Wir weisen in diesem Zusam-
menhang auf die Anmerkung von Prof. Dr. 
Tobias Helms zu dieser Entscheidung hin, die im 
selben Heft zu finden ist. Er spricht sich aus-
drücklich dafür aus, sich an der ganz überwie-
genden Auffassung der Personenstandspraxis 
und Rechtsprechung zu orientieren und diese 
Fälle im Berichtigungsverfahren zu lösen.  

Literaturhinweis: StAZ 2020, 377 (LG Bamberg) 
sowie StAZ 2020, 362 (Anmerkung Helms). 

 

Registermodernisierung 

Der Bundesrat hat dem Gesetz zur Einführung 
und Verwendung einer Identifikationsnummer 
in der öffentlichen Verwaltung und zur Ände-
rung weiterer Gesetze (Registermodernisie-
rungsgesetz – RegMoG) zugestimmt, so dass 
dieses nun ausgefertigt und verkündet werden 
kann.  

Das neue Identifikationsnummerngesetz 
(IDNrG) sieht vor, für die Erbringung von Ver-
waltungsleistungen nach dem OZG in den 
wichtigsten hierfür relevanten Registern unter 
Verwendung der Steuer-Identifikationsnummer 
eine Identifikationsnummer als übergreifendes 
Ordnungsmerkmal für natürliche Personen hin-
zuzufügen.   

Dieses nichtsprechende und unverändert blei-
bende Ordnungsmerkmal ermöglicht die ein-
deutige Zuordnung von Basisdaten einer natür-
lichen Person in einem Verwaltungsverfahren. 
Es werden auch Regelungen getroffen, um die 
Datenqualität der zu einer natürlichen Person 
gespeicherten Daten zu verbessern; so wird u. 
a. eine registerübergreifende Qualitätssiche-
rung eingerichtet, um eine hohe Aktualität, Va-
lidität und Konsistenz der Basisdaten einschließ-
lich einer Bereinigung um Mehrfach-, Über- und 
Untererfassungen zu gewährleisten.  

Betroffen sind auch alle elektronisch geführten 
Personenstandsregister. Beabsichtigt ist, den 
Einträgen die ID-Nummer als funktionelles  Ord-  

nungsmerkmal außerhalb des urkundlichen 
Teils und des Hinweisteils zuzuordnen.  

Um die Nutzung der ID-Nummer transparent zu 
machen und um nachvollziehen zu können, 
welche Datenaustausche unter Verwendung 
der ID-Nummer stattgefunden haben, soll je-
dem Bürger zudem auf Einwilligungsbasis ein di-
gitales Werkzeug, das Datenschutzcockpit, zur 
Verfügung gestellt werden.  

Es ist ein stufenweises und teilweise bedingtes 
Inkrafttreten vorgesehen. Die registerführen-
den Stellen sind verpflichtet, die ID-Nummer bis 
spätestens zum Ablauf des fünften auf das In-
krafttreten des Gesetzes folgenden Kalender-
jahres als Ordnungsmerkmal in den relevanten 
Registern zuzuspeichern. Diese Frist beginnt je-
doch erst mit vorheriger Bekanntgabe im Bun-
desgesetzblatt durch das BMI, dass die techni-
schen Voraussetzungen für den Betrieb nach 
dem IDNrG gegeben sind. An der technischen 
Umsetzung und ggf. erforderlichen Rechtsan-
passungen wird nun gearbeitet. 
 

Identität einer Person und Namensführung des 
Kindes 

In den Bereichen der beiden Standesämter 
München und München-Pasing stellt sich in ei-
ner steigenden Anzahl von Verfahren verstärkt 
die Problematik, dass Beteiligte formal echte, 
inhaltlich aber unterschiedliche Urkunden vor-
legen. Andere Behörden (z. B. Bürgerbüro und 
Ausländerbehörde) haben häufig ausschließ-
lich auf die neueren Urkunden abgestellt und 
ihre Registerdaten dementsprechend geän-
dert. Dabei wird regelmäßig aber die den 
deutschen Personenstandseinträgen zukom-
mende Beweiskraft gemäß § 54 Abs. 1 PStG 
außer Acht gelassen wonach ausschließlich 
standesamtliche Beurkundungen den Perso-
nenstand einer Person belegen. Andere öffent-
liche Register besitzen diese besondere Be-
weiskraft nicht. Die Vorgehensweise der ande-
ren Behörden erhöht den Berichtigungsdruck 
im Standesamt.  

In Personenstandsverfah-
ren ist die Identität einer 
Person vom Standesamt 
bzw. Gericht eigenständig 
zu überprüfen, auch wenn 
andere behördliche Stel-
len und Gerichte den ak-
tuellen Angaben und den 
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vorgelegten Unterlagen der Beteiligten offen-
sichtlich glauben (vgl. BGH, Beschluss vom 
17.05.2017, Az.: XII ZB 126/15, StAZ 2017, 303). 

Das OLG München hat in seinem Beschluss 
vom 16.09.2020, Az.: 31 Wx 396/19, die Entschei-
dung des Amtsgerichts München bestätigt, 
wonach in einem Berichtigungsverfahren so-
gar nachträglich erstmals ein Vermerk nach 
§ 35 Abs. 1 PStV eingetragen werden muss. In
der Konsequenz hatte dies die von der Mutter
gewünschte Auswirkung auf die Namensfüh-
rung des Kindes. Das Kind führt aufgrund der
obergerichtlichen Entscheidung wieder den
Familiennamen der Mutter. Das Auseinander-
fallen des bei der Namenserteilung (§ 1617a
Abs. 2 BGB) bezeichneten und des von dem
Vater wirklich geführten Familiennamens führt
zur Unwirksamkeit der Namenserteilung, vgl.
OLG Hamm, Beschluss vom 02.09.2010, Az.: 15
Wx 213, 455/10, StAZ 2011, 242. Das Gleiche gilt,
wenn die Identität des Vaters nicht festgestellt
werden kann.

Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt 
zugrunde: Ein Beteiligter hat in der Vergangen-
heit nicht nur gegenüber deutschen Behörden 
nun angeblich falsche Personenstandsdaten 
mitgeteilt, sondern die in den Geburtenregis-
tern beurkundeten Angaben urkundlich belegt 
(z.B. mit einem irakischen Reisepass). Der 
Grundeintrag erfolgte anhand der damals vor-
gelegten Urkunden ohne einen Hinweis nach 
§ 35 Abs. 1 PStV. Neben einem anderen Na-
men sind in dem neuen ausländischen Reise-
pass ferner ein völlig anderes Geburtsdatum
und ein anderer Geburtsort vermerkt. Insoweit
waren konkrete Anhaltspunkte gegeben, die
Zweifel an der inhaltlichen Richtigkeit der
neuen Dokumente rechtfertigten (vgl. zu die-
sem Gesichtspunkt OLG Düsseldorf, Beschluss
vom 23.01.2018, Az.: I-3 Wx 129/17, Rdnr. 14,
StAZ 2018, 380).

Das OLG München hat darauf hingewiesen, 
dass die objektive Feststellungslast für die Un-
richtigkeit der Antragssteller trägt, dem es im 
Verfahren nicht gelungen ist, die erheblichen 
Zweifel des Senats an der Identität des Beteilig-
ten zu beseitigen. Daher wurde die im Berichti-
gungsverfahren beantragte Eintragung eines 
erläuternden Zusatzes nach § 35 Abs. 1 PStV 
angeordnet. 

 
 
 
  

Merkblatt zur Überprüfung nigerianischer Ur-
kunden 

Zum Überprüfungs-
verfahren nigeriani-
scher Urkunden fin-
den sich im Internet 
auf verschiedenen 
Seiten Hinweise bzw. 
Links, die auf ein veraltetes diesbezügliches 
Merkblatt (Stand: Dezember 2018) hinweisen, 
so etwa auch auf der Seite des Auswärtigen 
Amtes. Nach uns vorliegenden Informationen 
wurde das Merkblatt allerdings zwischenzeit-
lich geändert (Stand: Februar 2019). 

Wir empfehlen, das aktuelle Merkblatt zu ver-
wenden; dieses finden Sie auf der Internetseite 
der Deutschen Vertretungen in Nigeria unter 
der Adresse https://nigeria.diplo.de/ng-de/ser-
vice/sonstige-konsularische-dienstleistungen/1 
426224?openAccordionId=item-1426238-4-pa-
nel 

In diesem Zusammenhang weisen wir an dieser 
Stelle ergänzend darauf hin, dass sich nach ak-
tueller Information des Deutschen Generalkon-
sulats Lagos an den gravierenden Mängeln im 
nigerianischen Urkundswesen sowie an der lo-
ckeren Praxis der nigerianischen Passbehörden 
bei der Vergabe von Reisepässen (auch im 
Ausland) nichts geändert hat. 

In eigener Sache: Mitgliedsbeiträge für das 
Jahr 2021 

Ende Januar wurde über die obere Aufsicht die 
Information zu den Mitgliedsbeiträgen des 
Fachverbandes für das Jahr 2021 versandt und 
von den örtlichen Aufsichten an die Mitglieds-
gemeinden verteilt. Bei Bedarf finden Sie die In- 

https://nigeria.diplo.de/ng-de/service/sonstige-konsularische-dienstleistungen/1426224?openAccordionId=item-1426238-4-panel
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formation auch  auf unserer  Homepage  unter 

https://www.standesbeamte-bayern.de/satzu 
ng.  

Neu ist seit 2020 der elektronische Versand der 
Information, an den Zahlungsmodalitäten hat 
sich nichts geändert.  

Nach wie vor zahlen die kreisfreien Städte di-
rekt an den Verband, die Beiträge der kreisan-
gehörigen Gemeinden ziehen die Landrats-
ämter ein und überweisen diese zusammen mit 
den Beiträgen des jeweiligen Landkreises. 

Bitte halten Sie dieses Verfahren ein. Einzelzah-
lungen von kreisangehörigen Gemeinden sind 
für beide Seiten sehr aufwändig und führen im-
mer zu Rückfragen und Rücküberweisungen. 
Mit dem bisherigen Verfahren kann der Auf-
wand so gering wie möglich gehalten werden. 
Vielen Dank für Ihre Unterstützung! 

 

  

Frohe 
Ostern! 

https://www.standesbeamte-bayern.de/
https://www.standesbeamte-bayern.de/satzung.



